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„Züge in das Leben – Züge in den Tod“
Foto: PhS



In der le>ten Ausgabe für das Jahr 
2025 kann ich berichten, dass einige 
Fahrzeuge der historischen Samm‑
lung wieder verkehrs‑ und betriebs‑
sicher sind und somit das Fahrver‑ 
bot aufgehoben werden konnte.

Dies war nur in einer gemeinsamen 
Kraftanstrengung durch die ehren‑
amtlichen Mitarbeiter der „Technik‑
Truppe“ aus Lankwi> möglich. Be‑
sonders hervorheben möchte ich 
Manfred Süss als Kfz‑Meister und 
Ingmar Taube als Kfz‑Sachverstän‑
digen, welche aufgrund ihres Berufs 
die Fachkompetenz besi>en, die In‑
standse>ung fachgerecht durchzu‑
führen bzw. zu bestätigen.

Hervorheben muss ich an dieser 
Stelle auch die Unterstü>ung der 
polizeilichen Kfz‑Werksta= und de‑
ren Mitarbeiter, ohne die die In‑
standse>ung kaum realisierbar 
gewesen wäre.

Ein besonders großes Dankeschön 
gilt nochmals Herrn von Hinckel‑
dey, durch dessen großzügige Geld‑
spende an den Förderkreis die 
Reparaturen bzw. der Kauf von Er‑
sa>teilen schnell und unbürokra‑

tisch umgese>t werden konnten.
DANKE !!!

In dieser Ausgabe widmen wir uns 
drei interessanten Themen. So erfah‑
ren wir Näheres über Berliner Poli‑
zeibataillone im NS‑Regime. Ein 
weiterer Artikel wertet die Eintra‑
gungen des Reviertagesbuchs vom 
Kriminalrevier 1 im Frühjahr 1945 
aus und der Bericht über einen ge‑
schichtlichen Spaziergang führt uns 
durch Berlins Mi=e.

Am Ende meiner Einleitung ist es 
mir wieder ein Bedürfnis allen ein 
friedliches Weihnachtsfest und ei‑
nen gesunden Jahreswechsel zu 
wünschen.
Ich ganz persönlich gebe die Hoff‑
nung nicht auf, dass auch in 
Deutschland die zum Teil kriegs‑
ähnlichen Zustände zum Jahres‑
wechsel irgendwann ein Ende fin‑ 
den.

Alles Gute!
Euer Uwe Hundt

PS: „Save the Date“ : Sonntag, 08. 
Februar 2026 ab 11:00 Uhr im Poli‑
zeipräsidium.

Editoral
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Liebe Förderkreismitglieder, liebe Leser!



Jüdisches Leben
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Ein geschichtlicher Spaziergang durch 
Berlin Mi5e!

Am 15. Oktober 2025 
ha=e ich das Vergnü‑
gen, an einem klei‑
nen, ca. zweistün‑ 
digen Spaziergang 
teilzunehmen. Der 
ehemalige Fachleh‑
rer für politische Bil‑
dung der Polizei‑ 
akademie und eh‑
renamtliche Mitar‑
beiter der Polizei‑ 
historischen Samm‑
lung, Ewald Igel‑
mund führte diesen 
auf Bi=e der Dir Ze‑
So St 11 als Bestand‑
teil eines Fortbil‑ 
dungstages über jü‑
disches Leben in 
Berlin durch.

Treffpunkt war am 
S‑Bahnhof Friedrich‑
straße am Denkmal 
„Züge in das Leben – Züge in den 
Tod“. Die dort aufgestellte Skulp‑
turengruppe erinnert an die Kin‑
dertransporte der Jahre 1938/39, 
durch die jüdische Kinder aus

 
Deutschland gere=et werden konn‑
ten. Das Denkmal war 2008 unter 
Mitwirkung der Berliner Polizei 
aufgestellt worden.

Denkmal: „Züge in das Leben – Züge in den Tod“
Foto: PhS



Leo‑Baeck‑Haus
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Weiter ging es zum 
Dorothea‑Schlegel‑
Pla> (geb. Brendel 
Mendelsohn, ge‑
schiedene Brendel 
Veit). Die Vita dieser 
bemerkenswerten 
Frau spiegelt vieles 
zum Selbstverständ‑
nis der deutschen Ju‑
den vor der NS‑Zeit 
wieder. 

Danach führte der Spa‑
ziergang entlang der 
Spree über die Ebert‑
brücke zum „Leo‑Baeck‑
Haus“, Si> des Zen‑
tralrats der Juden in 
Deutschland, in der 
Tucholskystr. 9. Wir 
sprachen über die In‑
stitution des Zentral‑
rates der Juden in 
Deutschland und über 
einige Details der Fas‑
sade des Gebäudes. So 
zum Beispiel über den 

Davidstern, den Löwenkopf und die Mesusa am Eingang.

Das „Leo‑Baeck‑Haus“, Si6 des Zentralrats der 
Juden in Deutschland. Foto: PhS

Skulpturengruppe in Erinnerung an den Transport von 
Juden in Konzentrationslager. Foto: PhS
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Mahnmal

Weiter gingen wir zur 
„Adass Jisroel Berlin“ 
in die Tucholskystr. 
40, Adass Jisroel wur‑
de als Gegenbewe‑
gung zur reform‑ 
orientierten Jüdischen 
Gemeinde gegründet. 

Der Weg führte uns dann 
entlang der Linienstraße zum 
Koppenpla>. Dort besichtig‑
ten wir das Mahnmal „Der 
verlassene Raum“. Ewald 
Igelmund erklärte die Histo‑
rie des Ortes. Dabei erwähnte 
er Berichte über ein Leichen‑ 
schauhaus, das sich einst in 
der Nähe dieses Ortes befun‑
den ha=e und über die Inten‑
tion des Mahnmales aus dem 
Jahr 1996.

Mahnmal „Der verlassene 
Raum“. Foto: PhS

Gebäude von „Adass Jisroel Berlin“. Foto: PhS 
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Besuch von Martin Luther King

Vom Koppenpla> führte unser 
Weg die Großen Hamburger Stra‑
ße vorbei am St. Hedwig‑Kran‑
kenhaus, welches in den März‑ 
unruhen von 1848 bei der medizi‑
nischen Versorgung der Aufstän‑
dischen Bedeutung erlangt ha=e. 
Das Krankenhaus war 1846 von 
katholischen Ordensschwestern 
der Borromäerinnen aus Trier auf‑
gebaut worden.

Interessantes gab es auch an der 
Sophienkirche zu erfahren. Ewald 
Igelmund erzählte eine Episode 
aus dem Jahr 1964, als dort der 
amerikanische Bürgerrechtler und 
Pastor Martin Luther King gepre‑
digt ha=e. 

Tafel anlässlich des Besuchs von Mar‑
tin Luther King in Berlin‑West.
Foto: PhS

Ehrentafel für die Krankenschwestern 
des St. Hedwig Krankenhauses. 
Foto: PhS
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Jüdisches Gymnasium

Wir liefen weiter an 
der ehemaligen jü‑
dischen Knaben‑
schule, heute Jüdi‑ 
sches Gymnasium 
„Moses Mendels‑
sohn“, vorbei zum 
Pla> des ehemali‑
gen Jüdischen Al‑
tersheims in der 
Großen Hamburger 
Straße. Dort spra‑
chen wir über die 
Besonderheit des 
Ortes aus histori‑
scher und polizeilicher Sicht 
(VersFG BE Anlage (1) Nr. 8.).  Ein 
Besuch des jüdischen Friedhofs in 
der Großen Hamburger Straße war 
auf Grund des jüdischen Feiertages 
„Simchat Tora“ (überse>t: Freude 
der Tora) leider nicht möglich. 

Ewald Igelmund informierte uns  
vor dem Friedhofstor über die pro‑
minenteste Grabstelle des Friedho‑
fes, die von Moses Mendelsohn 
und würdigte dessen Rolle als Phi‑
losoph im 18. Jahrhundert und sei‑
ne Wirkung bis zur heutigen Zeit.

Der Spaziergang führte weiter in 
die Heidereutergasse 4, die nahe 
der Rosenstraße liegt.  Dort befand 
sich bis in den Zweiten Weltkrieg 
hinein die  „Alte Synagoge“, deren 
Umriss  mit Steinen in einer Grün‑
anlage markiert ist. Erwähnt wur‑
den an diesem Ort sowohl die Neu‑
gründung der jüdischen Gemeinde 
1670 als auch die Ereignisse, die 

durch die „Fabrikaktion“ am 27.Fe‑
bruar 1943 ausgelöst  und als 
„Frauenprotest in der Rosenstraße“ 
bekannt worden waren. Diesen Er‑
eignissen widmet sich auch ein 
2003 gedrehter Film.

Jüdisches Gymnasium „Moses Mendelssohn“. 
Foto: PhS
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Alte Synagoge

An der neuen Synagoge in 
der Oranienburger Straße 
endete der Geschichts‑  
spaziergang. Eine bemer‑
kenswerte Führung, bei 
auch der Dozent von den 
Kollegen und Fachleuten 
des Zentralen Objekt‑
schu>es einiges, für ihn In‑
teressantes erfahren konnte. 

Uwe Hundt
Exkursionsgruppe am ursprünglichen Ort der 
„Alte Synagoge“. Foto: PhS

Synagoge in der Oranienburger Straße: Tafel über die „Alte Synagoge“.
Foto: PhS



Nachdem ich in zahlreichen Schrif‑
ten das Täterverhalten der Polizei‑
verbände im zweiten Weltkrieg 
erfahren habe und mir auch die 
Handlungsmotive bekannt wur‑
den, hat mich das persönlich zu‑
tiefst betroffen gemacht.

Denn gerade in einer Zeit, in der 
wir uns des rechtsstaatlichen Cha‑

rakters unserer Polizei sicher sind, 
ist die Auseinanderse>ung mit der 
nationalsozialistischen Vergangen‑
heit unerlässlich. 

Weil sie darauf aufmerksam macht, 
wie bestürzend rasch die Polizei als 
neben dem Militär wichtigste Insti‑
tution des staatlichen Gewaltmono‑
pols vom Gewalthüter zum Gewalt‑ 
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Ordnungspolizei

Polizeibataillone
(zusammengestellt von PD iR Ditmar Schulz)

Elsaß‑Lothringen, Forbach: Einmarsch eines deutschen Polizeibataillons, 1940
BArch: BILD 121/Sammlung Adolf von Bomhard



täter werden konnte, und wie 
wichtig rechtsstaatliches, demokra‑
tisches Engagement ist.

Polizeiverbände im Krieg
Mit Beginn des Krieges wurde 
deutlich, wie stark die gesamte Po‑
lizei eine wesentliche Säule der Be‑
sa>ungsherrschaft und der Ver‑ 
folgungs‑ und Vernichtungspolitik 
bildete.

Damit man überhaupt eine Vorstel‑
lung davon hat, 
wie viele Polizeibe‑
amte eingese>t 
waren, möchte ich 
exemplarisch eini‑
ge Daten nennen.

Im Februar 1942 
waren z.B. insge‑
samt 47 Polizeiba‑
taillone (40.000 
Beamte) im bese>‑
ten Ausland einge‑
se>t. In den be‑ 
se>ten Gebieten 
Polens und der Sow‑
jetunion verrichteten zu diesem 
Zeitpunkt 26 Bataillone (ein Batail‑
lon etwa 600 Mann) ihren Dienst.

Hervorzuheben sind an dieser Stel‑
le jedoch die Verbände der soge‑
nannten „Schu>mannschaft“, die 
mit Erlaubnis Himmlers zunächst 
im bese>ten Russland in großer 
Zahl (1942: 48.000 Mann) von den 
„Höheren SS‑ und Polizeiführern“ 
als Hilfstruppen aufgestellt wur‑
den. Sie se>ten sich insbesondere 
aus baltischen, weißrussischen und 
ukrainischen Landeseinwohnern 
mit einem kleinen deutschen Füh‑
rungspersonalkörper zusammen.

Welche Aufgaben ha5en die 
Polizeiverbände eigentlich im 
Krieg ?
Tatsächlich standen einige Polizei‑
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Polizeiverbände im Krieg

Norwegen‑Stamsund (Lofoten), Ordnungspolizei‑Pak, 
1942. BArch: BILD 121/Sammlung Adolf von Bomhard



verbände auch im Kampfeinsa> an 
der Front.  Die primäre Aufgaben‑
stellung für die Bataillone war poli‑
zeilich: Ordnungs‑ und Wachauf‑ 
gaben im Zuständigkeitsbereich. 
Hinzu kamen Maßnahmen der 
Zwangsumsiedlung, Mitwirkung 
an der  Partisanenbekämpfung und 
schließlich eine aktive Rolle bei der 
Judenvernichtung: 
Ghe=obewachung, Ghe=oräu‑
mung, Bewachung der Transporte 
in die Vernichtungslager, Massen‑
erschießungen und Jagd auf einzel‑
ne der Verfolgung entkommener 
und versteckter Juden.

Zwischen März 1942 und Novem‑
ber 1943 waren Polizeibataillone an 
der Ermordung von etwa 2 Millio‑
nen polnischen Juden durch Ghet‑
toräumungen, Erschießungen und 
Deportationen in die Vernichtungs‑
lager beteiligt.

Wie konnten Polizisten zu 
Mördern werden ?
Wie konnten Polizisten, deren 
Hauptaufgabe es war, Gefahren 
von Menschen abzuwenden und 
Straftäter zu verfolgen, zu beden‑
kenlosen Mördern instrumentali‑
siert werden ?

Gewöhnliche deutsche Männer
Übereinstimmend stellen die His‑
toriker fest, es seien ganz gewöhn‑
liche deutsche Männer gewesen, 
die zu Tätern wurden, Personal, 
„das einen bemerkenswerten Quer‑
schni= der männlichen deutschen 
Bevölkerung“ darstellte.  
Bekannte Historiker haben es für 
die Angehörigen des berüchtigten 
Reserve‑Polizeibataillons 101 ex‑
emplarisch anhand soziologischer 
Indikatoren (Alter, Bildung, Beruf, 
Lebensmilieu, Familienstand, Kin‑
der, Lebenserfahrung, Parteizuge‑
hörigkeit, SS‑Mitgliedschaft) nach‑ 
gewiesen.  

Eine aufgabenorientierte Personal‑
auswahl fand nicht sta=. 

Es handelte sich um Männer aus 
der Normalbevölkerung, „die nur 
durch ihr fortgeschri=enes Alter 
und ihre fehlende militärische Er‑
fahrung gekennzeichnet waren“, 
sozusagen eher eine Negativaus‑
wahl. Bei den Tätern der Einsa>‑
gruppen handelte es sich zu einem 
gewissen Anteil um „Weltanschau‑
ungskrieger“, die nicht völlig un‑
vorbereitet in den Mordeinsa> 
gingen. Die Angehörigen der Poli‑
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Polizisten wurden zu Mördern



zeibataillone wurden hingegen 
vom Mordauftrag überrascht.  

Keine Mordmaschinen
Übereinstimmend wurde festge‑
stellt, dass hier keine Mordmaschi‑
nen arbeiteten, sondern denkende 
Menschen, die zu moralischen Ur‑
teilen fähig waren und deshalb 
auch die Verantwortung für ihr ei‑
genes Handeln tragen mussten. Sie 
folgern daraus, dass die Täter frei‑
willig bzw. bereitwillig Tötungsbe‑
fehle befolgt hä=en. Von einem 
Befehlsdruck könne vielmehr nur 
in einem relativ kleinen Teil der 
Fälle gesprochen werden.  

Ein Befehlsnotstand kann den Tä‑
tern nicht zu Gute gehalten wer‑
den. 

Es handelte sich „um eine von je‑
dem Einzelnen zu treffende Gewis‑
sensentscheidung, bzw. um die 
Unterlassung dieser Entschei‑
dung.“  

Es bestand vielfach die Möglich‑
keit, sich verse>en zu lassen oder 
aber den Tötungskommandos fern‑
zubleiben. Es ist nicht ein Fall be‑
kannt, dass jemand erschossen oder 

in ein KZ gesperrt wurde, weil er 
sich weigerte, Juden zu töten.   

Häufig wurde sogar eigeninitiativ 
gemordet. 

Zudem wird nachgewiesen, dass 
viele Täter nicht leidenschaftslos 
handelten, sondern mit großer Bru‑
talität ihren Auftrag erfüllten.  Dies 
galt besonders auch für die einhei‑
mischen Hilfskräfte. Schließlich 
fand der Judenmord häufig nicht 
im Geheimen sondern ‑ wie bei 
vielen Erschießungen in Polen und 
in der Sowjetunion ‑ in aller Öffent‑
lichkeit sta=.  

Der Selbstschu> der Täter basierte 
auf einem mehrstufigen Unterdrü‑
ckungsmechanismus und einem 
System von psychologischen Recht‑ 
fertigungen.

Die Rationalisierung begann damit, 
den Vernichtungsprozess in seiner 
Gesamtheit zu rechtfertigen. Dabei 
spielten die Vorstellungen über die 
Juden eine bedeutende Rolle.  

Durch unzählige Behauptungen 
der Propaganda, die suggerierten, 
die Juden seien Weltverschwörer, 
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Kriegstreiber, Anstifter von Auf‑
ständen, Mi=elsmänner der Parti‑
sanen und Banden sowie Saboteure 
und Mörder, begründete sich das 
moralische Recht, in einem „Prä‑
ventivkrieg“ dieses kriminelle Volk 
auszulöschen. Der Kampf gegen 
die Juden wurde zur polizeilichen 
Aufgabe. Die Vorstellung vom Ju‑
dentum als niederer Lebensform 
rechtfertigte die Vernichtung auch 
als hygienische Maßnahme.

Mythos der Bandenbekämp‑
fung
Vor dem Hintergrund der Nach‑
kriegsprozesse entstand der My‑
thos der „Bandenbekämpfung“ 
oder anders ausgedrückt die Parti‑
sanenthese. 

Viele ehemalige Soldaten, vor al‑
lem aber SS‑Leute und Polizisten 
versuchten ihre Beteiligung am 
Holocaust zu leugnen, indem sie 
ihr Handeln in den bese>ten Ge‑
bieten Polens und der Sowjetunion 
verschleierten.

Einsa>gruppen und Polizeibatail‑
lone hä=en die Sicherheit in den 
bese>ten Ostgebieten gewährleis‑
tet und der Wehrmacht vor völker‑

rechtswidrig agierenden Parti‑ 
sanen, die auch als „Banden“ be‑
zeichnet wurden, den Rücken frei‑
gehalten. Damit sollte ihr Wirken 
den Anschein der Rechtmäßigkeit 
im Lichte des Kriegsvölkerrechts 
erhalten.   

Der Mythos der „jüdisch‑bolsche‑
wistischen Gefahr“ erzeugte die in‑
nere Bereitschaft, die Juden in den 
bese>ten Ostgebieten von vornher‑
ein Partisanen, „Partisanenverdäch‑
tigen“ oder „Partisanenhelfern“ 
gleichzuse>en. 

 Häufig hieß es: „Wo der Partisan 
ist, ist der Jude, und wo der Jude 
ist, ist der Partisan.“   

Wie konnten die Mörder mit 
den unfassbaren Taten leben ?
Die zahlreichen überlebenden Tä‑
ter behaupteten nach dem Krieg, 
sie seien hauptsächlich mit der Be‑
kämpfung von Partisanen und Ban‑
diten befasst gewesen. 

lm Nürnberger Prozess 1945/46 
wurde zwar die Geheime Staatspo‑
lizei als verbrecherische Organisati‑
on deklariert, aber Kriminalpolizei 
und Ordnungspolizei konnten er‑
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folgreich behaupten, dass sie aus‑
schließlich Verbrecher gejagt hät‑
ten. 

Unschuldige Polizei
Jahrelang konnte sich die Legende 
von der „unschuldigen Polizei” in‑
nerhalb der Polizei wie auch in der 
Gesellschaft halten. 

Erst als Ende der 50er Jahre Fälle 
von ehemaligen Tätern, die in ho‑
hen Polizeipositionen saßen, aufge‑
deckt und strafrechtlich verfolgt 
wurden, rückte auch die Vergangen‑ 
heit der deutschen Polizei wieder 
ins Licht. 

1962 wurde zum Beispiel im Rah‑
men eines Prozesses bekannt, dass 
Georg Heuser als Kriminalpolizei‑
beamter Polizeichef im weißrussi‑
schen Minsk maßgeblich an der 
Ghe=oisierung und Ermordung der 
Juden beteiligt war. Nach dem 
Krieg kehrte er unbehelligt in den 
Polizeidienst zurück und konnte 
bis zum Leiter des Landeskriminal‑
amtes Rheinland‑Pfalz aufsteigen, 
bevor er im Juli 1959 verhaftet wurde.

Das Landgericht Koblenz verurteil‑
te Heuser 1963 wegen Beihilfe zum 

Mord an mehr als 11.000 Menschen 
zu 15 Jahren Zuchthaus. 

Solche Ermi=lungen waren nicht 
einfach, erforderten Mut, richteten 
sie sich doch gegen die eigenen 
Kollegen.

Ein junger Kriminalmeister musste 
in Köln allein gegen rund einhun‑
dert Beschuldigte jenes Polizeiba‑
taillons 309 ermi=eln, die in Polen 
hunderte von Menschen ha=en le‑
bendig verbrennen lassen. 

Akten wurden zurückgehalten und 
bei einer Vernehmung wurde er 
mit der Bemerkung empfangen, 
dass er ein „Christenverfolgerʺ sei. 

Fazit
Auch wenn wir als Polizeibeamte 
in einem besonderen Treueverhält‑
nis zu unserem Dienstherrn stehen 
und an Recht und Gese> gebunden 
sind, so sollten wir uns ‑ ultima ra‑
tio im Widerspruch zum Dienst‑
herrn ‑ unsere kritische Urteils‑ 
fähigkeit und persönliche Unab‑
hängigkeit bewahren.
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Ach>ig Jahre nach Kriegs‑
ende in Europa gibt es nur 
noch wenige Zei>eugen, 
die von den le>ten Wochen 
des Zweiten Weltkriegs be‑
richten können. Umso wich‑
tiger werden schriftliche 
Quellen, die Einblicke in 
den Alltag jener Zeit geben. 
Die erhaltenen Kriminal‑Re‑
viertagebücher im Archiv 
der Polizeihistorischen 
Sammlung Berlin ermögli‑
chen solche Einblicke – 
wenn auch nur in zufälligen 
Momentaufnahmen. Der 
folgende Beitrag untersucht 
ausgewählte Einträge aus 
dem Kriminal‑Tätigkeits‑
buch des Polizeireviers 1 in 
Berlin‑Mi=e und ordnet sie 
in ihren historischen Kon‑
text ein. Dieser Artikel 
möchte dazu kurze Hinweise ge‑
ben. Beispielhaft sollen Einträge 
der Monate März bis Mai 1945 aus 
dem Kriminal‑ Tätigkeitsbuch des 
Polizeirevieres 1 erörtert werden. 
Es befand sich in der Georgenstra‑
ße 37/38, unweit des Bahnhofs

  
Friedrichstraße. Das Gebäude exis‑
tiert noch heute und wird vom In‑
stitut für Sozialwissenschaften der 
Humboldt‑Universität genu>t. 

Die Einträge beruhen auf Feststel‑
lungen von Kriminalpolizistinnen
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Kriminal‑Tätigkeitsbuch

Das Kriminal‑Tätigkeitsbuch „Polizei‑
revier 1, März/ April 1945

Das Kriminal‑Tätigkeitsbuch, Polizeirevier 1
Foto: PhS Berlin



 

und ‑polizisten während ihrer 
Streifengänge – auffällig ist, dass 
der Großteil der Berichte von Frau‑
en verfasst wurde, da die meisten 
Männer zu dieser Zeit zum Militär 
oder Volkssturm eingezogen wa‑
ren. Schä>ungen gehen davon aus, 

dass bis zu 20 % 
Frauen innerhalb 
der Kriminalpolizei 
tätig waren.

Die Sprache der 
Eintragungen ist 
kurz und bündig. 
Die nüchternen 
Vermerke bedeute‑
ten für die Betroffe‑
nen fast immer 
Leid. Von den Tra‑
gödien, die in den 
amtlichen Tagebü‑
chern erwähnt wer‑
den, wissen wir 
heute nur wenig. 
Diese Arbeit möch‑
te Hinweise auf 
zeitgeschichtliche 
Hintergründe ge‑
ben, anhand derer 
wir vielleicht erah‑
nen können, was 
auf die von den po‑

lizeilichen Maßnahmen betroffenen 
Menschen noch zukam. Untersucht 
wurden insgesamt 180 Einträge 
vom 1. März bis zum le>ten Ein‑
trag vor Kriegsende am 19. April 
1945. 
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Eintragungen

Berlin Mi5e, Friedrichstraße/ Dorotheenstraße, 
Streifenbereich Polizeirevier 1, 1945. 
Foto: BArch: Bild 183‑J31405

Berlin‑ Mi5e, Georgenstraße 37/38. Foto: PhS



Davon bezogen sich:

Viele Einträge beziehen sich auf 
mehrere Kategorien. 

Darüber hinaus gab es Vermerke 
zu Delikten wie zum Beispiel: Fäl‑
schungen, Diebstahl, verwahrloste 
Jugendliche, Prostitution (oft um‑
schrieben mit „Person mit Ge‑
schlechtskrankheiten“) und Be‑ 
leidigungen.

Es fällt auf, dass im März an eini‑
gen Tagen über 10 Eintragungen 
gefertigt wurden, Anfang April 
meist nur ein Eintrag am Tag, ab 
Mi=e April an vielen Tagen keine 
Eintragungen mehr. Die Auswir‑
kungen der Schlacht auf den See‑
lower Höhen und die Einschließung 
Berlins am 19. April machten sich 
bemerkbar. Exemplarisch möchte 
ich aus dem Reviertagebuch drei 

Bereiche herausgreifen und näher 
erörtern.  Die Komplexe beziehen 
sich auf „Delikte“ im Zusammen‑
hang mit der Arbeitswelt sowie 
Eintragungen, die mit dem „Ent‑
weichen aus Konzentrationslagern/ 
Arbeitshäusern“ in Zusammen‑
hang stehen und Berichte im Zu‑
sammenhang mit dem „unerlaub‑ 
ten Entfernen vom Wehrdienst“. Je‑
weils drei beispielhafte Eintragun‑
gen wurden transkribiert und den 
Erläuterungen vorangestellt.  Dabei 
wurde der ursprüngliche Text mit 
seinen Unzulänglichkeiten weitge‑
hend übernommen. Auch kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass 
in jedem Fall der Text der Eintra‑
gungen in korrekter Weise übertra‑
gen wurde.

Beispiele für Eintragungen „Ar‑
beitsvertragsbruch“
Nr. 142 vom 25. März 1945
Verdacht der Arbeitsverweigerung
Sarotschenkowa, Nina 6.5.25 Br‑
jansk geb Lager Marienfelde wurde 
ohne Urlaubsausweis angetroffen 
und zum 1. Rev. zwangsgestellt. 
Nach Angaben des Lagers ist das 
Mädchen entwischen. Sie wird für 
Stapo eingeliefert. 
Thorsten, KOS WKP IV 
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Eintragszahlen

Kategorie Ein‑ 
träge

Festgenommene Personen 92
Arbeitsvertragsbruch 69
Unerlaubte Entfernung von 
der Truppe

23

Flucht aus KZ 3
Flucht aus Arbeitshaus/
Lager

4
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Arbeitsbummelei

Für Stapo IV eingeliefert 
Thorsten, KP IV

Nr. 146 vom 26. März 1945
Verdacht der Geschlechtskrankheit 
und Arbeitsbummelei
Am 26.3., gegen 10 Uhr, auf dem 
Bahnhof Friedrichstraße aufge‑

griffen: Jakob Ingeborg, geb. 
27.5.23 in Görli>, ohne Wohnung. 

Hat eine 6 – wöch. Ge‑
fängnisstrafe verbüßt 
weg. Arb. Vertr. Br. und 
treibt sich ausschließ‑
lich seit etwa 14 Tagen 
in Berlin umher. Es be‑
steht Verdacht, dass sie 
der Gewerbsunzucht 
nachgeht. Einlieferung 
erfolgt für Abt. E. und 
S. II
Biller, Krim. Oe. Ars‘ in

Nr. 187 vom 4. April 
1945
Arbeitsvertragsbruch
Müller Dorothea, geb. 
24.3.22 Berlin, wurde 
am 4.4.45 gegen 1930 
am Bahnhof Friedrich‑
straße umhertreibend 
angetroffen. Vom 
26.2.43 bis 26.2 45 war 
M. wegen Arbeitsver‑
tragsbruch im Arbeits‑

haus Rummelsburg. Sie wurde am 
17.3.45 von der W.K.P. festgenom‑
men und der Abt. D zugeführt. 
Von dort wurde sie am 17.3.45 als 
Küchenhilfe für das Restaurant 
Max Rohr verpflichtet. Sie ist ihrer 

Kriminal‑Tätigkeitsbuch, Polizei Revier 1 vom 
1. März 1945. Foto: PhS
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Himmlers Polenerlass

Verpflichtung nicht nachgekom‑
men. Der Festnahme wollte sich M. 
durch die Flucht en>iehen, konnte 
aber daran gehindert werden.
Sandner, K. Ang

Erläuterungen:
Im Dri=en Reich waren alle Lebens‑ 
bereiche vom nationalsozialisti‑
schen Gedankengut durchdrungen, 
so auch die Arbeitswelt. 

Dies äußerte sich z.B. im Straftatbe‑
stand des „Arbeitsvertragsbruchs“. 
1933 eingeführt, diente er der diszi‑

plinarischen Kontrolle von Be‑
schäftigten. Ab 1939 wurde er 
zunehmend auf ausländische 
Zwangsarbeiter angewendet – ins‑
besondere auf jene, die durch 
Fluchtversuche, Zuspätkommen 
oder Arbeitsverweigerung auffie‑
len.

Mit der Militarisierung des Arbeits‑
marktes nahm zwangsläufig die 
Zahl derjenigen zu, die gegen die 
geltenden Bestimmungen verstie‑
ßen. Das Regime versuchte mit ei‑
nem straffen Strafsystem zu rea‑ 

Heinrich Himmlers „Polenerlass“. Foto: PhS



gieren, das sowohl deutsche wie 
ausländische Arbeitnehmer betraf. 
Dabei schufen sie zwei neue For‑
men arbeitsrechtlicher Stra<estän‑
de, das „unerlaubte Fernbleiben 
von der Arbeitsstä=e“ als „Arbeits‑
vertragsbruch“ und die so genann‑
te ʺBummeleiʺ, wenn ein Arbeit‑ 
nehmer in Verdacht stand, nicht 
schnell, ordentlich oder fleißig ge‑
nug gearbeitet zu haben. Die recht‑
liche Handhabe zu Verfolgung die‑ 
ser „Delikte“ waren die Verord‑
nung über die Beschränkung des 
Arbeitspla>wechsels vom Septem‑
ber 1939 und die Einführung der 
allgemeinen Dienstpflicht.

Speziell für die ausländischen Ar‑
beiter in Deutschland gab es eine 
unüberschaubar große Zahl von 
Vorschriften mit entsprechenden 
Strafandrohungen, die verhindern 
sollten, dass Arbeiter ihren Arbeits‑
pla> ohne Genehmigung des Ar‑
beitsamtes verließen. Auch über 
das gegebenenfalls vertraglich fest‑
gelegte Ende des Arbeitsverhältnis‑
ses hinaus wurden viele Arbeiter 
gegen ihren Willen weiter in 
Deutschland festgehalten, etwa in 
dem das ursprüngliche Arbeitsver‑
hältnis einfach in eine Dienstver‑

pflichtung umgewandelt wurde. 
Bei ʺOstarbeiternʺ und Polen stand 
auf ʺArbeitsfluchtʺ, ebenso wie auf 
„Arbeitsbummelei“ oder „Wider‑
se>lichkeit“, Einweisung in ein Ar‑
beitserziehungslager oder in ein 
KZ. Für ʺArbeitsfluchtʺ war nach 
den geltenden Erlassen eigentlich 
KZ‑Haft zwingend vorgeschrieben, 
wurde aber auf Drängen der Be‑
triebe mit Fortschreiten des Krieges 
oft in Haft in einem Arbeitserzie‑
hungslager umgewandelt, weil die‑
se nur so die Möglichkeit ha=en, 
ihre dringend benötigten Arbeits‑
kräfte eventuell zurückzubekom‑
men. Am Ende des Krieges drohte 
auch westeuropäischen Zwangsar‑
beitern bei ʺArbeitsfluchtʺ die Ein‑
weisung in ein Arbeitserziehungs‑ 
lager. Die Abkürzung „Stapo“ im 
Eintrag Nr. 142 steht für die Gehei‑
me Staatspolizei (Gestapo). Für die 
Betroffenen bedeutete eine Überga‑
be an diese Behörde meist die Ein‑
weisung in ein Konzentrationslager.

Beispiele für Eintragungen im Zu‑
sammenhang mit der Flucht aus ei‑
nem Konzentrationslager/ Arbeits‑ 
haus
Nr. 116 vom 18. März 45
Entwichene KZ – Häftlinge, 
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 Flüchtige aus KZʹs



    1.) Pflüger, Julia, KZ Häftling 
(7082), 11.10.20 Heilbronn geb.,
    2.) Kaap, Marta, KZ Häftling 
(7012), 15.11.14 Ste=in geb.,
    3.) Krafik, Johanna, KZ Häftling 
(7033), 2.10.23 Rudnik (G.G.) geb.,
wurden am 17.3. gegen 23:00 Uhr 
ohne Begleitung angetroffen. Nach 
längerem Leugnen gaben sie zu am 
14.3.45 aus dem KZ.‑Lager Sach‑
senhausen entwischen zu sein u. 
sich seitdem in Bln. umherzutrie‑
ben.
Trosdek, KB, KK. F. III
Zu 1 – 3) für KI. Vorb. Trosdek, 
18.3.

Nr. 175 vom 1. April 45
Verdacht des Entweichens aus dem 
KZ
Hengel Georg? 16.4. 99 Halle gebo‑
ren ohne Wohnung wurde am 
1.4.45 gegen 10 Uhr im Warteraum 
des Bahnh. Friedrichstr. ange‑
troffen. Er legte als Ausweis einen 
Werkausweis der Firma Amoniak 
Werke Merseburg Ausstellungsda‑
tum 10.10.38 vor. Unterlagen für 
sein Wehrverhältnis ha=e H nicht. 
Das Bild des Werkausweises ist mit 
seiner Person nicht identisch. Die 
Unterschrift des Werkausweises 
stimmt nicht mit den gemachten 

Schriftproben überein. H. will an‑
geblich aus Halle gekommen sein 
um seine Schwester in Rüdni> bei 
Bernau zu besuchen. Die Woh‑
nungsangabe von der Schwester 
wurde von H. verweigert. H. trägt 
einen Haarschni= ähnlich wie ihn 
K.Z.‑ Häftlinge tragen. Es besteht 
der Verdacht das H. aus dem K.Z. 
oder einer Strafanstalt entwischen 
ist.
Sandner, K. Ang

Nr. 106 vom 17. März 45
Entwischen aus dem Städt. Arbeits‑
haus Bln.‑Rummelsburg
Radloff, Gaby, 27.7.15 Bln. geb., oh‑
ne Wohnung, wurde am 17.3.45 ge‑
gen 0:30 im Hauptsaal Friedrichstr. 
ohne Ausweispapiere angetroffen. 
Sie gab zu, am 26.2.45 aus dem 
Städt. Arbeitshaus Bln., Rummels‑
burg, Hauptstr. 8, entwichen zu 
sein und sich seitdem in Bln. her‑
umgetrieben zu haben.
Trosdek, KB, K.K. F. III
Eingeliefert für Städt. Arbeitshaus 
Rummelsburg

Erläuterungen:
Im KZ Sachsenhausen und seinen 
Außenlagern waren Anfang 1945 
etwa 71.000 Menschen inhaftiert, 
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KZ Sachsenhausen



davon etwa 24.000 im Stammlager 
Sachsenhausen. 
Ab 1944 nahm die Zahl der gelun‑
genen Fluchten sprunghaft zu, be‑
sonders in den Außenlagern. Für 
KZ‑Gefangene bestand eine realis‑
tische Chance durch‑
zukommen, zumal 
absehbar war, dass 
der Krieg sich dem 
Ende zuneigte. In ei‑
ner Statistik wird für 
das Jahr 1945 die 
Zahl von 171 Entwi‑
chenen genannt. Be‑
zogen auf die hohe 
Zahl an Häftlingen 
ist diese Zahl den‑
noch sehr gering. Im 
Zuge des massenhaf‑
ten Einsa>es von 
KZ‑Häftlingen als Zwangsarbeiter 
in der Rüstungsindustrie entstan‑
den ab 1942 mehr als 100 Außen‑
kommandos und Außenlager des 
KZ Sachsenhausen. Diese lagen in 
der Nähe von Rüstungsbetrieben 
wie zum Beispiel den Heinkel‑
Flugzeugwerken in Oranienburg 
oder bei Berliner Rüstungsbetrie‑
ben wie AEG und Siemens.
Auffällig am Eintrag Nr. 116 ist, 
dass es sich um drei Frauen han‑

delt, obwohl das KZ Sachsenhau‑
sen ursprünglich ausschließlich für 
männliche Häftlinge vorgesehen 
war. Frauen wurden normalerwei‑
se im KZ Ravensbrück interniert.

Die Flucht aus dem Konzentrati‑
onslager Sachsenhausen ha=e ge‑
gen Ende des Krieges Aussichten 
auf Erfolg, wenn die Häftlinge in 
Berlin bei Arbeiten zur Beseitigung 
von Kriegsschäden eingese>t wur‑
den.

Der Eintrag Nr. 106 vom 17. März 
1945 thematisiert die Flucht einer 
Frau aus dem Städtischen Arbeits‑
haus Rummelsburg. Am Tag der 
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Einsa6 von KZ‑Häftlingen

KZ‑Häftlinge aus Sachsenhausen bei der Bomben‑
räumung in Berlin. Foto: PhS



Flucht wurde die Einrichtung 
durch einen Bombenangriff schwer 
getroffen; möglich, dass die Frau 
diesem Umstand für sich nu>en 
konnte. Unter der Anschrift: 
Hauptstr. 8 in Rummelsburg be‑
fand sich zu dieser Zeit ein be‑
triebseigenes Lager der Firma 
Aceta, IG Farben AG und eines des 
Unternehmens Knorr‑Bremse AG 
in dem überwiegend Frauen 
Zwangsarbeit leisten mussten.

Nr. 73 vom 17. März 45
Flüchtiger Wehrmachtsangehöriger
Skoretow Michail, Russ. Freiwilli‑

ger, 20.11.26 Leningrad geb., da‑
selbst Lager Raka 20 gewesen, 
wurde am 14.3.45 gegen 08.00 Uhr 
in der S. Bahn nach Bahnhof Fried‑
richstr. ohne Soldbuch und ohne 
Marschpapiere angetroffen. Über 
den Stand seiner Einheit konnte Sk. 
keine Angaben machen. Nach An‑
gaben von Fahrgästen hat Sk. der 
Ingeborg Elsner, Alt Kaulsdorf 38 
whft. eine größere Aktentasche ent‑
wendet, welche aber der Besi>erin 

von Fahrgästen wie‑
der zurückgegeben 
worden ist.
Friedrich
Meister d. Sch.  
K.K.F III
Der Wehrmachtswa‑
che Friedrichstr. 
übergeben. Fr

Nr. 125 vom 
20. März 45
Fahnenflucht bzw. 
unerlaubte Entfer‑
nung
    1.) Birr Walter, 
Obergefr., 8.9.23 
Berlin geb.

    2.) Stelmachowski 
Erich, 1.10. 17 Strelnow, Kr. Awgil‑
no, Polen geb.,

23

Glietsch ‑ Gedenkfeier

Arbeitshaus Rummelsburg, 2008, Polizeipräsident 
Glietsch mit Polizeianwärtern, anlässlich einer  Ge‑
denkfeier für die von den Nationalsozialisten 
marginalisierten  Menschen. Foto: PhS



Heeres Flak Art. Ers. u. Ausb. 164 
Gotha/ Thüringen, wurde am 
20.3.45 in der Umgebung vom 
Bahnhof Friedrichstr. festgenom‑
men, da sie bereits am 8.2.45 von 
Bahnhof Friedrichstr. nach Ste=in 
in Marsch gese>t worden sind, 
heute in Berlin angetroffen wurden 
ohne Nachweis über ihren Verbleib 
in der Zwischenzeit erbringen zu 
können.
Günther, RS 
F III S‑Bahnstreifendienst
Dem Offizier der Wehrmachtsstrei‑
fen Abt. übergeben.

Nr. 177 vom 2. April 45
Verdacht der unerlaubten Entfer‑
nung
Sommer, Hildegart, Wirtschaftshel‑
ferin, 18.2.22 Bochum geb., wurde 
im Wartesaal des Bahnhofes ohne 
gültige Ausweispapiere angetroffen 
und der Wehrmachtswache über‑
geben.
Thosten, K.O.S
WKP IV
Eingeliefert für Wehrmacht Thre‑
ßen, WKP IV

Erläuterungen:
Das „unerlaubte Entfernen von der 
Truppe“ war während des Zweiten 

Weltkriegs eines der häufigsten Mi‑
litärdelikte in der Wehrmacht. Es 
bezeichnete die eigenmächtige Ab‑
wesenheit eines Soldaten von sei‑
ner Einheit oder Dienststelle, die 
nicht länger als drei volle Kalen‑
dertage dauerte – entweder vor‑
sä>lich oder fahrlässig. Die 
Reaktionen auf diese Vergehen 
konnten von Tadel bis zu Ver‑
se>ung in Strafeinrichtungen mit 
geringerer Überlebenschance ge‑
hen. Im Gegensa> zur leichteren 
Form der „unerlaubten Entfernung“ 
galt die „Fahnenflucht“ als schwe‑
reres Vergehen, wenn der Soldat 
die Absicht ha=e, gar nicht mehr 
zurückzukehren, z. B. durch Flucht 
in ein neutrales Land oder Über‑
laufen zum Feind. Dieses Delikt 
war nicht nur eine Disziplinver‑
le>ung, sondern wurde im NS‑
Staat als Verrat am ʺVolksgemein‑
schaftʺ und am Krieg interpretiert.

Die Stra<arkeit basierte auf dem 
Militärstrafgese>buch (MStG) von 
1927, das auch in der Wehrmacht 
galt. Paragraph 64 MStG sah für 
die unerlaubte Entfernung eine 
Freiheitsstrafe von bis zu zehn Jah‑
ren vor. Im Kriegsverlauf ver‑
schärfte das NS‑Regime die 
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Fahnenflüchtige



Regelungen. Diese sahen dann 
auch Todesstrafen, insbesondere 
bei „Fahnenflucht“ vor. 1945 wur‑
den die Verfahren immer mehr auf 
Standgerichte verlagert, die im 
Schnellverfahren urteilten. Die 
Standgerichte konnten von Offizie‑
ren eines Verbandes angeordnet 
werden. Ein solches Urteil war in 
den le>ten Kriegstagen oft ein To‑
desurteil, das sofort vollsteckt wur‑
de. Bemerkenswert an den Ein‑ 
tragungen ist der Umstand, dass 
vom Phänomen „unerlaubte Ent‑
fernung“ auch Frauen (Eintrag Nr. 
177) und sogar ehemalige Sowjet‑
soldaten (Eintrag 73) betroffen sein 
konnten. In der Literatur wird ge‑
schä>t, dass etwa 800.000 bis eine 
Million Einwohner der Sowjetuni‑
on  in Verbänden der Wehrmacht 
und SS dienten. Die junge Frau Hil‑
degart Sommer (Eintrag 177), die 
als Wirtschaftshelferin ohne gültige 
Ausweispapiere angetroffen wur‑
de, war eine von rund 500.000 zu‑
meist jungen und ledigen Frauen, 
die als Helferinnen der Wehrmacht 
Dienst taten. Am Ende des Zweiten 
Weltkriegs kam in der Wehrmacht 
auf 20 Soldaten mindestens eine 
Frau. 

Fazit
Die Einträge im Kriminal‑Tätig‑
keitsbuch des Polizeireviers 1 do‑
kumentieren den Versuch, selbst in 
den le>ten Kriegswochen die zu‑
sammenbrechende Ordnung auf‑
rech>uerhalten. Sie zeigen, wie 
eng staatliche Strukturen noch mit‑
einander verflochten waren. Wie 
sehr die Betroffenen unter den Re‑
pressionen li=en, kann man nur er‑
ahnen. Hinter den nüchternen 
Formulierungen verbirgt sich das 
Schicksal zahlreicher Menschen, 
deren Leben durch Krieg, Zwangs‑
arbeit und politische Willkür ge‑
prägt war. Diese Aufzeichnungen 
sind damit nicht nur Polizeidoku‑
mente, sondern stille Zeugnisse des 
Endes einer totalitären Diktatur.
Ewald Igelmund

Quellen: 
• Kriminal‑Tätigkeitsbuch Polizei‑
revier 1
• Sanktionierung der Zwangsar‑
beit: ,,Arbeitsvertragsbruchʺ und 
ʺArbeitserziehungslagerʺ in Berlin‑
Brandenburg von Wolfgang Wip‑
permann h=ps://biblioscout.net/
book/chapter/
10.35998/9783830542780/00009 (Ab‑
ruf am 26. Oktober 2025)

25

Fazit



• Die nationalsozialistische Ar‑
beitseinsa>verwaltung und ihre 
Funktionen beim Fremdarbeiter‑
einsa> während des Zweiten Welt‑
kriegs, Dissertation aus dem Fach‑ 
bereich Sozialwissenschaften der 
Universität Osnabrück, vorgelegt 
von Ute Vergin, 2008
• Klaus‑Dieter Müller / Dietmar 
Wendler unter Mitarbeit von Rai‑
ner Ritscher NS‑Zwangsarbeit und 
Kriegswirtschaft 1939 – 1945, Säch‑
sischen Landeszentrale für politi‑
sche Bildung, 2021
• Hermann Kaienburg, Das Kon‑
zentrationslager Sachsenhausen 
1936 – 1945, Verlag Metropol, 2021
• h=p://www.trafoberlin.de/pdf_‑
dateien/Zwangsarbeitslager.pdf 
(Abruf am 28. Oktober 2025)
• h=ps://www.ns‑zwangsarbeit.de/
recherche/lagerdatenbank (Abruf 
am 29.10.2025)
• Polizei Verordnung zum Schu> 
der Jug. 16.6.43, Reichsgese>bla= 
1943, Teil 1, Nr. 58, 
• Verordnung über die Jugend zur 
Heranziehung von Kriegsaufga‑
ben, 2.12.43
• „Polenerlass“ Himmlers, Erlass 
der Reichsregierung vom 8. März 
1940

Abkürzungsverzeichnis:
Abt. – Abteilung
Arb. Vertr. Br ‑ Arbeitsvertrags‑
bruch
KA ‑ Kriminal Angestellter, polizei‑
liche Rangbezeichnung
KOS ‑ Kriminal Ober‑Sekretärin, 
polizeiliche Rangbezeichnung
KOA – Kriminaloberassistentin, 
polizeiliche Rangbezeichnung
KS ‑ Kriminal Sekretär, polizeiliche 
Rangbezeichnung
Meister d. SchP – Meister der 
Schu>polizei, polizeiliche Rangbe‑
zeichnung 
Obergefr – Obergefreiter, militäri‑
scher Dienstgrad 
WKP – weibliche Kriminalpolizei
Stapo ‑ Staatspolizei, auch Geheime 
Staatspolizei (Gestapo), Politische 
Polizei im Nationalsozialismus.
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Am Sonntag den 28. September 
2025 fand der 44. Tag der offenen 
Tür der Polizei Berlin auf dem Poli‑
zeigelände in Berlin‑Ruhleben sta=.

Die Polizeihistorische Sammlung 
und der Förderkreis ha=en dieses 
Jahr, wie auch schon 2024, die gro‑
ße Ehre, sich direkt neben dem 
Haupteingang zur Veranstaltung 
positionieren zu dürfen. Insgesamt 
waren wir mit den beiden haupt‑
amtlichen und zwölf Ehrenamtli‑
chen Mitarbeitern im Einsa>.

Vor Ort präsentierten wir rund ein 
Du>end polizeihistorische Fahr‑

zeuge der vergangenen 75 Jahre, 
welche zum Bestaunen, teilweise 
zum Besichtigen und im Falle eines 
Motorrads sogar zum Draufsteigen 
einluden.

Dazu zeigten unsere Aufsteller eine 
Auswahl von Uniformen der Berli‑
ner Polizei seit dem Jahre 1848. 
Meine Wenigkeit war zudem in ei‑
ner Uniform eines preußischen 
Schu>polizisten von 1928 zugegen.

Des Weiteren ha=e der Förderkreis 
eine Stelle für die allgemeine 
Öffentlichkeitsarbeit.
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Ruhleben 2025

Resümee zum Tag der offenen Tür der 
Polizei Berlin 2025

Team Lankwi6 und Alexander Schö6. 
Foto: PhS



Unser Stand erfreute sich durchge‑
hend großer Beliebtheit, lud zum 
Fotografieren und zum fachlichen 
Austausch ein. Ab und zu ha=en 
wir natürlich auch alle die Zeit, das 
Gelände zu erkunden, mit vielen 
Kollegen aus den unterschiedlichs‑
ten Bereichen zu sprechen und in 
der Einsa>küche eine wohlver‑
diente Stärkung zu genießen.

Eine längere Zeit habe ich dieses 
Jahr bei den Abteilungen des LKAs 
verbracht, welche sich unter ande‑
rem mit Cybercrime und Falsch‑
geld befassen. Und natürlich durfte 
ein Besuch bei unserem Förder‑

kreismitglied Andreas Skala mit 
seiner internationalen Polizei‑
mü>en und Uniformausstellung 
nicht fehlen.

Aufgrund des guten We=ers an 
diesem le>ten Septemberwochen‑
ende konnte sich die Veranstaltung 
vor Besuchern kaum re=en. Poli‑
zeipräsidentin Frau Slowik Meisel 
verkündete zum Abschluss auf der 
Bühne eine rekordverdächtige Be‑
sucherzahl von an die 30 000. Zu‑
dem dankte sie den eingese>ten 
Kolleginnen und Kollegen, Helfern 
und Externen für Ihren Einsa> auf 
der Veranstaltung.
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Besucheransturm

Besucher an den Ständen des Förderkreises der Polizeihistorischen Sammlung. 
Foto: PhS



Im Namen des 
Vorstands geht 
hier nochmal ein 
Dank an alle 
hauptamtlichen 
und ehrenamtli‑
chen Helfer, wel‑
che bei der Vor‑ 
bereitung sowie 
dem Auf‑ und 
Abbau geholfen 
haben. Wir kön‑
nen es nicht oft 
genug wiederholen: Ohne Euch 
wäre das Alles nicht möglich!

Frohen Mutes freuen wir uns 
auf den 45. Tag der offenen Tür

 
der Polizei Berlin im kommen‑
den Jahr.

Alexander Schö>
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Stadtfest in Teltow

Eine Kurzfristige bi=e des Veran‑
stalters ‑Teltower Stadtfest‑ kamen 

wir nach, um eine Ausstellung über 
die polizeilichen Situationen am 

Tag der Deutschen 
Wiedervereinigung 
zu präsentieren.
Das Teltower Stadt‑
fest vom 3. bis 5. 
Oktober 2025, war 
das größte Volks‑
fest im Land Bran‑
denburg, rund um 
den Tag der Deut‑
schen Einheit. Eine 

35 Jahre Deutsche Einheit

Besucher interessieren sich für die Polizeifahrzeuge. 
Foto: PhS

Stand des Teams Lankwi6 in Teltow. Foto: PhS



Präsentation von mehreren Organi‑
sationen, war am Freitag, den 
3. Oktober 2025, eine der großen 
Highlights beim Teltower Stadtfest.
Die Themenbereiche, die immer 
noch viele Menschen bewegte und 
dessen Vergangenheit emotional 
auch immer noch ein Stück unserer 
Gegenwart ist, wurde von uns zu‑
sammengestellt und präsentiert.  
Mit historischen Fotodokumentati‑
onen, Fahrzeugschau, Ausstel‑
lungsobjekte und Zei>eugen‑ 
themen, machte unsere Ausstellung 
dieser Themenbereiche ‑
    • Erste sich verfestigte Kontakte 
der Polizei im Wes=eil und Os=eil 
unserer Stadt

    • Die Polizei auf dem Weg zur 
Deutschen Einheit
    • Ein Berlin – Eine Polizei
    • Abzug der Vier Mächte
    • ein Stück deutscher Geschichte 
für Alt und Jung erlebbar.

Für die zusammengestellte Ausstel‑
lung gilt ein besonderer Dank an 
die Ehrenamtlichen Mitarbeiter aus 
Lankwi>. 

Bernd Maaß
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Zei6eugenthemen

Polizeifahrzeuge des Teams Lankwi6 in Teltow. Foto:  PhS
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Besucher

Interessierte Besucher im Pavillon. Foto: PhS

Besucherströme. Foto: PhS
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